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INSOLVENZEN

Verzerrungen im statistischen Abbild
Reinhard H. Cuny, Dieter Haberstroh, Wiesbaden/Darmstadt

Iu

Oie Zahl der von der Insolvenzstatistik erfaßten Unternehmenszusammenbrüche hat In den letzten Jahren 
stark zugenommen. Spiegelt sich in der Statistik lediglich die verschlechterte Wirtschaftslage wider, oder 
gibt es auch andere Gründe für diesen Anstieg? Welche Aussagekraft haben die Insolvenzzahlen als ein In­
dikator der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung?

Der zahlenmäßigen Entwicklung der Unternehmens­
insolvenzen' wird in der Öffentlichkeit große Be­

achtung geschenkt. Der Rekord von 12 000 Firmenzu­
sammenbrüchen im Jahre 1982 wird allgemein als 
Warnsignal betrachtet, das eine bedrohliche Ver­
schlechterung der unternehmerischen Existenzgrund­
lagen anzeige. Mußmaßungen über die Ursachen und 
über die Folgen werden angestellt, ohne zuvor die Insol­
venzstatistik dahingehend zu überprüfen, ob sie für der­
artige Schlußfolgerungen überhaupt geeignet ist.

Eine nähere Betrachtung zeigt, daß sich unabhängig 
von tatsächlich oder angeblich veränderten ökonomi­
schen Gegebenheiten das Niveau der Insolvenzzahlen 
verschoben hat. Fernab aller Meinungsverschiedenhei­
ten über die Ausgestaltung der wirtschaftlichen, wirt- 
schafts- und steuerrechtlichen Rahmenbedingungen, 
wie sie sozial-liberale Politik einerseits und die christ­
lich-liberale Politik andererseits kennzeichneten und 
kennzeichnen, haben sich nämlich -  von allen Parteien 
getragen -  Regelungen in die Rechtsordnung einge­
schlichen, die die Zahl der Konkursanträge ganz erheb­
lich und dauerhaft ansteigen lassen mußten. Unabhän­
gig vom Konjunkturverlauf und der funktionellen Ein­
kommensverteilung in den nächsten Jahren ist deshalb 
auch eine Rückführung der Zahl der Unternehmenszu­
sammenbrüche in eine früher gewohnte Dimension 
nicht zu enwarten. Die Zahl der Insolvenzen wird auch 
unter günstigen Umständen kaum mehr unter 6000 bis 
7000 Fälle jährlich sinken.

Dr. Reinhard H. Cuny, 32, ist im Referat Wirt- 
schaftspolitil< des Hessischen Ministers für Wirt­
schaft und Technik in Wiesbaden, Dr. Dieter Ha­
berstroh, 32, als Richter am Amtsgericht Darm­
stadt tätig. Die Verfasser geben ihre persönliche 
Auffassung wieder

Die Gründe, die das von der Statistik gelieferte, 
scheinbar ungetrübte Bild verzerrt haben, sind in erster 
Linie die im Zusammenhang mit der Einführung des 
Konkursausfallgeldes gestiegene „Einschaltquote“ der 
Konkursgerichte bei Firmenpleiten und die Verände­
rung des Unternehmensbestandes infolge von Steuer­
rechtsänderungen, insbesondere der GmbH-Boom.

Krankenkassen als „Firmenkiller“

In ihrem August-Heft 1981 kreierte die Zeitschrift „Im­
pulse“ ein seitdem immer wieder aufgegriffenes 
Schlagwort: die „AOK als Firmenkiller“ .̂ Anhand eini­
ger konkreter Fälle rügte das Blatt, häufig würden vor­
übergehende Liquiditätsstockungen bei Unternehmen 
mit sozialversicherungspflichtig Beschäftigten von den 
gesetzlichen Krankenkassen zum Anlaß genommen, 
Konkursantrag zu stellen und damit das endgültige 
„Aus“ für die betroffenen Unternehmen zu setzen. Be­
trachtet man den Anteil, den AOK, Innungs- und Ersatz­
kassen sowie Berufsgenossenschaften an der Gesamt­
zahl der Konkursanträge haben, so scheint diese Ein­
schätzung nicht vollständig von der Hand zu weisen zu 
sein: Mehr als die Hälfte aller gegen Unternehmen ge­
richteten Konkursanträge werden derzeit von den Kran­
kenkassen gestellt®.

Niemand wird aber behaupten wollen, die Kranken­
kassen stellten Konkursanträge aus dem Antrieb her­
aus, ein Unternehmen zu „killen“ . Ihr Antrieb ist viel­
mehr ein ganz greifbares wirtschaftliches Interesse, das

’ Erötfnete Vergleichsverfahren, eröffnete Konkurse und mangels Mas­
se abgelehnte Konkursanträge abzüglich Anschlußkonkurse nach 
eröffnetem Vergleichsverfahren bei Unternehmen und freien Berufen.

Im p u ls e , 8 /1981 ,8 . 40 ff.

 ̂Vgl. Herbert W e i n :  Zeitschrift für W irtschaftsrecht und Insolvenz­
praxis (ZIP) 4/82, S. 499: Eberhard H a m e r : FAZ vom 3. 1. 83.
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INSOLVENZEN

der Gesetzgeber mit dem Erlaß des Konkursausfall­
geldgesetzes im Jahre 1974 geschaffen hat: das Inter­
esse an der Sicherung des Anspruches auf Zahlung von 
Konkursausfallgeld'’ .

Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes stellten die Sozial­
versicherungsträger regelmäßig nur dann Konkursan­
trag gegen einen säumigen Beitragsschuldner, wenn 
sie zumindest mit der Möglichkeit einer Konkurseröff­
nung rechneten. Wo von vornherein eine Abweisung 
mangels Masse abzusehen war, nahmen die Kassen 
vernünftigerweise von der Anbringung eines Konkurs­
antrages Abstand. Denn wo nichts zu holen war, nützte 
den Kassen auch ihr Vorrecht (die Kassen sind aus ei­
ner etwa vorhandenen Konkursmasse vorrangig zu be­
friedigen) nichts mehr. Und nicht nur, daß die Abwei­
sung mangels Masse dem Gläubiger nichts brachte, sie 
belastete ihn sogar mit Kosten: Der Antragsteller hat im 
Abweisungsfalle die Kosten des Verfahrens zu tragen®.

Entscheidende Änderung

Hier ist für die gesetzlichen Krankenkassen eine ent­
scheidende Änderung eingetreten, die jeden auch noch 
so aussichtslosen Konkursantrag für sie lohnend wer­
den läßt: Seit Mitte 1974 steht den Krankenkassen als 
Einzugsstellen der Sozialversicherungsbeiträge für die 
letzten drei Monate vor Eröffnung des Konkursverfah­
rens, aber u. a. auch vor der Abweisung eines Konkurs­
verfahrens mangels Masse ein Anspruch auf Zahlung 
von Konkursausfallgeld zur Deckung nicht gezahlter 
Beiträge zu. Das Konkursausfallgeldgesetz hat -  was 
außer Zweifel steht -  durchaus einen vernünftigen so­
zialpolitischen Sinn. Aus der Erfahrung heraus, daß 
„wackelnde“ Unternehmen nicht selten die Nettolöhne 
noch auszahlen, während sie die Pflichtbeiträge an die 
Sozialversicherungen nicht mehr abführen, soll es die­
se vor Beitragsausfällen bewahren. Das Konkursaus­

fallgeldgesetz hat aber als unbeabsichtigte Nebenwir­
kung einen Anreiz für die Kassen geschaffen, zur Siche­
rung des Ausfallgeldes sofort Konkursantrag zu stellen, 
wenn fällige Beiträge nicht mehr gezahlt werden. Rück­
sicht darauf, ob der Antrag überhaupt Aussicht auf Er­
folg hat, brauchen sie nicht mehr zu nehmen: Sie be­
kommen in jedem Fall etwas, sei es Geld aus der Kon­
kursmasse, sei es ihr Konkursausfallgeld bei einer Ab­
weisung mangels Masse.

Berücksichtigt man nun, daß derzeit über 70 % der 
Konkursanträge mangels Masse abgewiesen und mehr 
als die Hälfte aller Konkursanträge von den Kassen ge­
stellt werden, so erscheint die Vermutung nicht allzu 
kühn, daß ohne das Konkursausfallgeldgesetz von den 
12 000 Konkursanträgen des letzten Jahres etwa 30 bis 
40 % (3500 bis 5000 Konkursanträge) nicht gestellt 
worden wären. Die betroffenen Unternehmen wären 
statt dessen „still verschieden“ , ihr Ende wäre nicht in 
die Konkursstatistik eingegangen. Nicht wenige Kon­
kursrichter -  denen dies wohl bewußt ist -  fühlen sich 
als bloße „Sachbearbeiter zur Prüfung von Konkursaus­
fallgeldansprüchen“ mißbraucht, wenn sie in solch er­
heblichem Anteil von vornherein aussichtslose Kon­
kursanträge auf den Tisch bekommen.

Unterschiedliche Insolvenzhäufigkeiten

Wird die Konkursstatistik seit dem Jahre 1974 zuneh­
mend mit „Konkursausfallgeld-Anträgen“ belastet, so 
ist eine weitere keineswegs unerhebliche Belastung auf 
einem anderen Feld zu finden, dem der besonders in­
solvenzanfälligen Gesellschaften mit beschränkter Haf­
tung (GmbHs). Betrachtet man die Konkursstatistiken 
darauf, mit welcher Häufigkeit innerhalb der einzelnen

* Vgl. §§ 141 a-n AFG i.d.F. des Gesetzes über das Konkursausfallgeld 
vom 17. 7 .1974, BGBI.I, S. 1481.

§§ 72 KO, 91 ZPO.

Insolvenzen, Unternehmensbestand und Konkursausfallgeld 1973-1982

Gliederungsmerkmal 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 Veränderung
1975-1982

Unternefimensinsolvenzen 4000 5976 6953 6808 6929 5949 5483 6315 8494 11916 71 %
dar. GmbH 1175 1927 2141 2190 2373 2310 2383 3038 4296 6062 + 183 %

übrige 2825 4049 4812 4618 4556 3639 3100 3277 4198 5854 -f- 22 %
dar. eröffnete Konkursverfahren 2005 2850 2398 2063 1977 1577 1562 1778 2455 3183 -1- 3 3 %

mangels Masse abgelehnte Antr. 1772 2778 4311 4614 4841 4299 3861 4463 5972 8667 + 101 %
eröffnete Vergle ichsverf. 282 434 336 171 139 94 73 87 100 142 - 58 %

dar. jünger als 8 Jahre 4946 5024 5185 4602 4329 5151 6771 9475 92 %
8 Jahre und älter 2007 1784 1744 1347 1154 1164 1723 2441 + 22 %

Unternehmensbestand (in 1000) 2677 2655 2619 2597 2609 2656 2666 2649 2650 ± 0 %
dar. GmbH 106 117 127 140 157 182 210 240 271 300 -1- 136%

übrige 2560 2528 2479 2440 2427 2446 2426 2378 2350 - 7 %

Anträge auf Konkursausfallgeld für 
Personen bzw. von Einzugsstellen 
(in 1000) 52 116 124 120 89 91 93 140 182 + 57 %

Q u e l l e n :  Statistiscties Bundesamt; DIW -W ochenbericht 45/82; Bundesanstalt für Arbeit.
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Rechtsformen, in denen Unternehmen betrieben wer­
den, Insolvenzen auftreten, so stößt man auf ganz er­
hebliche Unterschiede: Im Jahre 1982 traten bei Ein­
zelkaufleuten auf je 1000 Unternehmen 3,4 Insolvenzen 
auf; für Personengesellschaften (OHG, KG) betrug die 
entsprechende Verhältniszahl 6,6 je 1000; Aktienge­
sellschaften (einschließlich KGaA) wurden zu 6,0 je 
1000 insolvent; GmbHs aber gingen mit 22 je 1000 in die 
Insolvenzstatistik ein®!

Dies bedeutet natürlich nicht, daß die GmbH unter 
sonst gleichen Bedingungen leichter insolvent würde 
als Unternehmen anderer Rechtsformen; die GmbH ist 
im Prinzip nicht weniger rentabel zu führen als etwa eine 
Einzelfirma. Wohl aber besteht ein mittelbarer Zusam­
menhang zwischen Rechtsform und Insolvenzhäufig­
keit. Die Rechtsform „GmbH“ verknüpft in auf den er­
sten Blick für den Unternehmer ideal erscheinender 
Weise Einfachheit der Gründung und Beschränkung 
des Durchgriffsrisikos. Für die Gründung einer GmbH 
bedarf es im Grenzfall nicht mehr als der Bereitschaft 
der Sekretärin oder der Ehefrau des Gründers, mit ei­
nem formalen f\^inimalanteil in die Gesellschaft einzu­
steigen (und sich alsbald nach Gründung wieder aus 
der GmbH zu verabschieden). Das erforderliche nomi­
nale Mindestkapital von 50 000 DM mag dann in Gestalt 
eines Pkw und der Büroeinrichtung eingebracht wer­
den. Achtet der Unternehmer darauf, daß ihm hierbei 
keine Unvorsichtigkeit unterläuft, so ist er vor einem 
Durchgriff von Gläubigerseite sicher.

Damit keine Mißverständnisse entstehen: Natürlich 
sind unter den GmbHs ganz überwiegend vollkommen 
seriöse Unternehmen, die nicht auf die geschilderte 
Weise zustande gekommen sind. Allein, für besonders 
risikobehaftete Unternehmensgründungen drängt sich 
die „Flucht in die GmbH“ geradezu auf.

® Insolvenzhäufigkeiten nach Angaben des Statistischen Bundesam­
tes.

Gerade solche „schmalbrüstigen“ Unternehmens­
gründungen in Form der GmbH hat der Gesetzgeber 
durch steuerrechtliche Maßnahmen gefördert -  und da­
mit unbeabsichtigt die Insolvenzstatistik hochgetrieben. 
Waren bis zum Schluß des Jahres 1976 Firmen in der 
Form der GmbH wie alle juristischen Personen der 
Zweifachbesteuerung unterworfen, war also auf ausge­
schüttete Gewinne sowohl Körperschaft- (durch die Ge­
sellschaft) als auch Einkommensteuer (durch den be­
günstigten Gesellschafter) zu zahlen, so ist seit dem 
1.1.1977 die gezahlte Körperschaftsteuer auf die Ein­
kommensteuer anzurechnen -  faktisch ist also die Ein­
fachbesteuerung eingeführt worden^.

Der GmbH-Boom

Ihr Ziel, die Gründung von Gesellschaften mit be­
schränkter Haftung zu erleichtern und ihnen gegenüber 
Einzelunternehmen und Personengesellschaften be­
stehende Wettbewerbsnachteile zu nehmen, hat die 
Reform zwar erreicht. Bestanden 1976 in der Bundesre­
publik Deutschland noch 141 000 GmbHs, so hatte sich 
der Bestand binnen sechs Jahren -  bis 1982 -  auf etwa 
300 000 (DIW-Schätzung) erhöht. Indes, der mit der Be­
seitigung von Wettbewerbsnachteilen für seriöse 
GmbHs verbundene wirtschaftliche Gewinn war mit 
dem Eintritt einer Reihe von „faulen Kunden“ in den haf­
tungssicheren Kreis der GmbH erkauft worden. Die In- 
solvenzzahien mußten fast zwangsläufig steigen.

Auch hier ein Versuch der Quantifizierung: Wäre die 
Zweifachbesteuerung nicht aufgehoben worden, so wä­
re der GmbH-Bestand seit 1976 wohl -  wie die Zahl der 
Unternehmen insgesamt -  nur geringfügig gestiegen. 
Es gäbe also heute nur etwa 150 000 GmbHs, etwa die 
Hälfte des tatsächlichen Bestandes. Demzufolge wären

'  EStG in der Fassung des Körperschaftsteuerreformgesetzes vom 
31. 8. 1976, BGBl. I, S.2597.
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Der Vierteljahresbericht, der von der Abteilung Weltkonjunktur des HWWA- 
Institut für Wirtschaftsforschung-Hamburg erarbeitet wird, analysiert 
und prognostiziert die wirtschaftliche Entwicklung in den wichtigsten 
westlichen Industrienationen sowie auf den Weltrohstoffmärkten.
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von den 6000 GmbH-lnsolvenzen des Jahres 1982 et­
wa 3000 nicht aufgetreten. Praktiker gehen davon aus, 
daß nur der kleinere Teil dieser „zusätzlichen“ Insolven­
zen anderenfalls als Insolvenzen von Einzelunterneh­
men oder Personengesellschaften in die Statistik einge­
gangen wäre. Überwiegend sind es junge Unterneh­
men, die in Konkurs geraten (1982 waren 80 % der in­
solventen Unternehmen jünger als acht Jahre), Unter­
nehmen, bei denen schon bei Gründung das besondere 
Risiko ihrer Errichtung abzusehen war. In einer großen 
Zahl von (späteren) Insolvenzfällen hätte der -  meist an 
Kapital und unternehmerischen Fähigkeiten schwache 
-  Gründer vermutlich von der Eröffnung des Unterneh­
mens abgesehen, hätte er sich nicht durch die Grün­
dung gerade einer GmbH gegen das offensichtliche 
Haftungsrisiko im IVlißerfolgsfalle absichern können.

GmbH-lnsolvenzen und GmbH-Bestand
(1977 = 100)

GmbH-Boom und Konkursausfallgeld sind nur zwei -  
wenngleich die zwei wichtigsten -  Gründe, die die regi­
strierten Insolvenzfälle haben massiv ansteigen lassen. 
Als Insolvenzgründe, die ihre Ursache nicht in der ge­
samtwirtschaftlichen Entwicklung haben, belasten sie 
die Statistik derzeit jährlich -  eine partielle Überschnei­
dung der beiden Faktoren berücksichtigt -  mit schät­
zungsweise 5000 bis 6000 Fällen. Zusätzlich zur kon­
junkturbedingten Entwicklung ist also eine Steigerung 
der statistischen Insolvenzzahl in dieser Größenord­
nung eingetreten, die sich auch im Zuge eines kräftigen 
wirtschaftlichen Aufschwungs zum großen Teil als nicht 
reversibel erweisen wird.

Insolvenzen und Arbeitsmarkt

Überschätzt wird in der Öffentlichkeit nicht nur die 
ökonomische Bedeutung, die dem eingetretenen An­
stieg der Unternehmensinsolvenzen beizumessen ist, 
überschätzt werden auch die Folgen dieser Entwicklung 
für den Arbeitsmarkt. Verbreitete Schätzungen gingen 
bis hin zu der These, jeder fünfte Arbeitslose sei Opfer 
einer Insolvenz®. Von den 3,7 Mill. Zugängen an Ar­
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beitslosen im Jahre 1982 wären bei einem so hohen An­
teil 740 000 als Pleitenopfer einzustufen gewesen. Jede 
Insolvenz hätte danach im Durchschnitt über 60 Arbeits­
lose verursacht.

Voneinander unabhängige Untersuchungen im Bay­
rischen Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung, 
im Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung und im 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, die sich 
jeweils unterschiedlicher methodischer Ansätze für ihre 
Schätzungen bedienten, kamen jedoch zu dem Ergeb­
nis, daß je Insolvenzfall nur etwa 8 bis 13 Arbeitsplätze 
betroffen sind®. 1982 wären dies 100 000 bis 160 000 
Personen gewesen. Also höchstens 4 % der Arbeitslo­
sigkeit wären auf Unternehmensinsolvenzen zurückzu­
führen gewesen.

Welche geringe Aussagekraft die Insolvenzzahlen 
als Abbild des tatsächlichen Gesamtgeschehens an 
Unternehmensschließungen und Arbeitsplatzverlusten 
haben können, wird auch daran deutlich, daß die Zahl 
der Gewerbeabmeldungen bei den zuständigen Ämtern 
ein Vielfaches der Konkurszahl ausmacht. In Hessen, 
wo die Gewerbean- und -abmeldungen statistisch aus­
gewertet werden, wurden 1982 23mal so viele Gewer­
beabmeldungen registriert wie Insolvenzen. Nur höch­
stens’® jede 23. Unternehmensschließung war also ein 
Insolvenzfall und als solcher gerichts- (und statistik-) 
bekannt. Der Rest der Schließungen fand außergericht­
lich statt. Eine leichte Veränderung des Anteils der Un­
ternehmensschließungen, die vor dem Konkursrichter 
stattfinden, genügt demnach, um der Entwicklung der 
Insolvenzzahlen einen ganz anderen Verlauf zu geben, 
als es der Entwicklung aller Schließungen und der Ar­
beitsplatzverluste insgesamt entspricht.

Die Eignung der Insolvenzzahlen für eine Beurteilung 
der Belastungen auf dem Arbeitsmarkt durch Unterneh­
mensschließungen wird schließlich nochmals relativiert, 
wenn man die andere Seite der Fluktuationsbilanz, die 
Zahl der durch Unternehmensneugründung geschaffe­
nen Arbeitsplätze, in die Überlegungen mit einbezieht: 
Die Arbeitsplatzverluste durch Schließungen werden 
teilweise durch Arbeitsplätze, die im Zusammenhang 
mit Neugründungen geschaffen werden, kompensiert. 
Und sogar im Rezessionsjahr 1982 hat es mehr Neu­
gründungen als Schließungen gegeben".

® So der Begleittext zum Schaubild Nr. K-4370 des Globus-Kartendlen­
stes von 1982.

”  Siehe F. K o h l h u b e r ;  Insolvenzbedingte Arbeitslosigkeit -  wel­
che Bedeutung kommt ihr zu?, in: MittAB 2/83, S. 122 f f .

Nicht alle insolventen Unternehmen (einschließlich freier Berufe) stel­
len ein meldepflichtiges Gewerbe dar!

' ’ So die zweifellos auf das Bundesgebiet übertragbare Statistik der Ge­
werbean- und -abmeldungen in Hessen.
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